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E D E LT R A U T  T Ö P F E R  M D B

Die Bildung in den ersten zehn
Lebensjahren von Kindern muss
verbessert und eine echte Wahl-
freiheit der Eltern durch mehr
Betreuungsan-
gebote möglich
gemacht werden
fordert die Vorsit-
zende der Frauen-
Union Berlin,
Edeltraut Töpfer .
„Investitionen in Schulgebäuden
reichen nicht aus”, sagte sie  zu der
Initiative der Bundesregierung,
den Ländern in den nächsten 5
Jahren vier Milliarden Euro zum
Ausbau von Ganztagsschulen zur
Verfügung zu stellen.
Töpfer: „Wir brauchen in erster
Linie bessere pädagogische Kon-
zepte und eine früher einsetzende
Förderung, damit das Bildungs-
niveau verbessert werden kann”.
Zur Behebung der Bildungs-
defizite, die mit den Studien
PISA, TIMSS und IGLU deutlich

Bildung und Betreuung
für Kinder verbessern

wurden, sei eine bessere Verzah-
nung von Bildung und Erziehung
erforderlich.
Die Frauen-Union fordert daher

die Entwicklung eines Bildungs-
konzeptes bis zum zehnten Le-
bensjahr von Kindern. Dazu ge-
hören der Ausbau eines qualitativ
guten Betreuungsangebotes für
Kleinkinder, ein bedarfsgerechtes
Ganztagesbetreuungsangebot für
Kindergartenkinder und eine bes-
sere Förderung der frühkindlichen
Erziehung, flexible Übergänge
vom Kindergarten in die Grund-
schule, die Senkung des tatsächli-
chen Einschulungsalters von der-
zeit 6,8 auf 6 Jahre der kostenfeie
Besuch des Kindergartens im Jahr

vor der Einschulung, die Reform
der Ausbildung zum Erzieher und
deren Verzah-
nung mit der
Ausbildung der
Gr u n d s c h u l -
lehrer, der be-
dar f sgerechte
Ausbau von
Ganztagsschulen
mit einem  päd-
agogischen Ge-
samtkonzept so-
wie einem ko-
stenfreien Nach-
mittagsangebot.
Die Frauen –
Union lehnt die
Finanzierungskonzepte der Bun-
desregierung ab. Damit keine
neuen Belastungen für Länder
und Kommunen entstehen, for-
dert sie eine Reform der Gemein-
definanzen und eine höhere Be-
teiligung der Länder an dem Um-
satzsteueraufkommen.

Die Frauen-Union Berlin hat
die CDU-Bundestagsabgeord-
nete Edeltraut Töpfer als Lan-

desvorsitzende
mit über 95 %
der Stimmen be-
stätigt.
Als Stellvertrete-
rinnen wurden
Dr. Kamilla
Bühring, Friede-
rike Galland, Ute
Lanske, Manuela
Michehl, Ka-
thrin Schultze-
Berndt sowie
Frau Roswitha
Kirschniok ge-
wählt. Zur

Schatzmeisterin wurde Miriam
Pongratz bestimmt. Beisitzerin-
nen im Vorstand sind: Dagmar
Gloatz, Marion Halten-Bartels,
Beatrice Stoeckel, Christine
Nünthel, Renate Weißig, Sabi-
ne Walther, Violetta Barkusky-
Fuchs, Brigitte Werner, Clau-

dia Brinsa und Ursula Brunner.
Zu Beauftragten wurden wei-
terhin gewählt: Dr. Regina
Freese-Rieck, Erika Rojek,
Hannelore Sollfrank, Hanne-
lore Treutler, Silke Lehmann,
Marion Berning und Nicole
Waldmann-Kühn. Die Frauen-
Union setzt sich insbesondere
ein für die Gleichstellung von
Frauen und Männern in allen
gesellschaftlichen Bereichen,
einen gerechten Zugang zu Bil-
dung und Ausbildung, wirkli-
che Wahlfreiheit in der Lebens-
gestaltung – durch konsequen-
te Anerkennung und Förde-
rung der Erziehungsleistung
und durch konkrete Hilfen zur
tatsächlichen Vereinbarkeit
von Familie und Berufstätig-
keit für Frauen und Männer.
Engagement ist gern gesehen.
Informationen unter :

030/ 326 90 40.

Edeltraut Töpfer
erneut Vorsitzende

F R A U E N U N I O N

Fuhrunternehmen, Spediteure
und deutsche Transportwirtschaft
sind derzeit in großer Sorge um
den Bestand ihrer Betriebe. Ab
31.08.2003 werden LKW-Fahr-
ten auf deutschen Autobahnen
elektronisch erfasst und abgerech-
net. Die Bundesregierung rechnet
mit jährlich 3,4 Milliarden EUR
Mauteinnahmen. Gelingt es den
Fuhrunternehmern und Spediteu-
ren nicht, diese erneute Belastung
eins zu eins an ihre Kunden wei-
terzugeben, wird das für viele Be-

triebe zur unüberwindbaren Hür-
de. Immer wieder wurde dem
Mittelstand der deutschen
Transportwirtschaft attestiert, dass
die politischen Rahmenbedingun-
gen für sie verbessert werden müs-
sen. Politiker aller Parteien wer-
den nicht müde, die Vorbildfunk-
tion der mittelständischen Fuhr-
unternehmen bei Schaffung und
Erhalt von Arbeitsplätzen hervor-
zuheben. Auch das Engagement
vieler bei der Ausbildung ist bei-
spielhaft. Folgten andere Indu-
striezweige diesem Beispiel, könn-
te die alljährliche Diskussion über
fehlende Ausbildungsplätze ent-
fallen. Verglichen mit Transport-
unternehmen der EU-Länder ge-
hen deutsche Unternehmen mit
erheblichen Nachteilen in den
Wettbewerb. Die Konkurrenz er-
hält finanzielle Unterstützung ih-
rer Regierungen und kann damit
problemlos die deutschen Unter-
nehmer hinter sich lassen. Die
Folgen im grenzüberschreitenden
Verkehr und im Fernverkehr sind
erhebliche Wettbewerbsverzer-
rungen. In den letzten Jahren
musste die Transportwirtschaft

immer neue Belastun-
gen hinnehmen. Der
Unterfahrschutz für
LKW und Anhänger,
die regelmäßige Über-
prüfung der Tachogra-
phen, insgesamt 18
Cent Öko – Steuer pro
Liter Diesel, steigende
Ölpreise, Straßen-
benutzungsgebühren
und gestiegene Versi-
cherungskosten sind
nur einige davon.
Aktuell gibt es eine
neue Entwicklung. Die geplante
Maut von 15 Cent pro Kilometer
für LKW über 12 Tonnen soll
nunmehr um 2,6 Cent auf 12,4
Cent gesenkt werden. In den Me-
dien heißt es:  „Durch die Senkung
zahlt das Transportgewerbe jährlich
600 Mio. EUR weniger.” Diese
Darstellung ist jedoch irrefüh-
rend. Die deutsche Transport-
wirtschaft hat 2,8 Milliarden
EUR jährlich zusätzliche Bela-
stung zu verkraften. Die neu ge-
gründete Betreibergesellschaft -
Toll Collect GmbH - verlangt von
den Transporteuren das 1,5-fache

der monatlichen Mautgebühr als
Sicherheit. Allein diese Tatsache
wird für ca. 5.000 bis 10.000 Be-
triebe das Aus bedeuten. Etwa
100.000 Arbeitsplätze gehen ver-
loren. Die Rechnung der Regie-
rung Schröder geht nicht auf: Die
LKW – Maut soll Geld in die
Staatskasse bringen – doch verur-
sachen wird sie nur eine Steige-
rung der Sozialausgaben. Quo
Vadis - Deutsche Transport-
wirtschaft? Sicherlich nicht in eine
sorgenfreie Zukunft.

Rainer Welz,
stellv. Vorsitzender MIT-Berlin

QUO VADIS - TransportwirtschaftQUO VADIS - Transportwirtschaft

Vorankündigung
Frauen Union und CDU Berlin laden ein zum

Sommerfest am Samstag 23. August
Garten des Hans-Rosenthal-Hauses
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